
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Als Inhaber der elterlichen Sorge entscheiden Eltern für ihr minderjähriges Kind,

doch schon auf dem langen Weg zur Volljährigkeit wird dieser Grundsatz durch zahl-
reiche Mitwirkungs- und Mitentscheidungsbefugnisse des Kindes eingegrenzt. So
folgt aus dem in § 1626 Abs. 2 BGB statuierten Grundsatz einer partnerschaftlichen
Erziehung die Obliegenheit der Eltern, der zunehmenden Selbstbestimmungsfähigkeit
des Kindes Rechnung zu tragen und dieses in Entscheidungen einzubinden, von de-
nen es selbst betroffen ist. Manche Mitwirkungs- und Entscheidungsbefugnisse des
Kindes sowie deren Ausübung sind konkret normiert – so u.a. bei der Namensände-
rung (vgl. z.B. § 1617c Abs. 1 BGB), der Religionswahl (§ 5 RelKErzG), aber auch im
Rahmen der Testierfähigkeit (§ 2229 Abs. 1 und 2 BGB). Soweit dies nicht der Fall ist,
wird, insbesondere bei höchstpersönlichen Belangen des Kindes, kontrovers diskutiert,
ob die Entscheidung des bereits einsichtsfähigen Minderjährigen den Ausschlag ge-
ben kann, wie etwa bei ärztlichen Eingriffen, einem Schwangerschaftsabbruch oder
auch einer sog. Freiwilligkeitserklärung. Bei der nach § 1631b BGB genehmigungs-
bedürftigen geschlossenen Unterbringung eines Minderjährigen ist insoweit streitig,
ob überhaupt und wenn ja unter welchen Voraussetzungen das Erfordernis der ge-
richtlichen Genehmigung entfallen kann: Lässt eine Ansicht hierfür bereits die Einwil-
ligung eines Minderjährigen mit „natürlicher Einsichtsfähigkeit“ genügen, fordert eine
andere Fraktion Urteils- und Einsichtsfähigkeit des Minderjährigen, während wieder
andere letztere in typischen Unterbringungskonstellationen grundsätzlich verneinen
oder unabhängig davon für eine generelle gerichtliche Genehmigung votieren.

Ebenso wie bei ärztlichen Eingriffen wäre der Praxis mit einer eindeutigen gesetzli-
chen Regelung in einem so sensiblen Bereich sehr geholfen, jedoch ist eine solche –
jedenfalls in absehbarer Zeit – nicht zu erwarten. Bejaht man, gleichsam als „Arbeits-
hypothese“, im Einzelfall den Wegfall der familiengerichtlichen Genehmigungspflicht
bei Einverständnis eines einsichtsfähigen Jugendlichen mit der geschlossenen Unter-
bringung, kann die Entscheidung über die Durchführung eines Genehmigungsverfah-
rens allerdings nicht beim Arzt liegen (so aber Gutmann/Schumann/Hegerfeld FamRZ
2019, 1676). Das ärztliche Votum ist für die Beurteilung der Einsichtsfähigkeit und
damit eine wesentliche Voraussetzung der wirksamen Freiwilligkeitserklärung zwar
unabdingbar. Ob die Genehmigungspflicht des § 1631b BGB im konkreten Fall damit
aber tatsächlich entfällt, hat der Familienrichter zu entscheiden, der dabei auch die
dargestellte juristische Streitfrage lösen muss. Beschließt der Arzt für sich, dass es der
Einschaltung des Familiengerichts nicht bedarf, könnte statt des Familienrichters der
Strafrichter zuständig werden. Kommt das Familiengericht im Minenfeld der Freiwil-
ligkeitserklärung hingegen zu dem Ergebnis, dass es im konkret zu entscheidenden
Fall einer Genehmigung mit Blick auf das wirksame Einverständnis des Jugendlichen
nicht bedarf, kann dies durch eine entsprechende negative Entscheidung dokumen-
tiert werden. Diese schafft Rechtssicherheit und wirkt damit für alle Beteiligte entlas-
tend. Um gerade diesen Effekt zu erreichen, geht der BGH im Betreuungsrecht etwa
davon aus, dass auch bei an sich genehmigungsfreien schwerwiegenden Eingriffen
keine allzu hohen Anforderungen an die Anrufung des Betreuungsgerichts gestellt
werden dürfen. Nichts Anderes gilt im Familienrecht, d.h. ein Miteinander statt Ge-
geneinander ist immer die bessere Lösung. Der Familienrichter ist zudem kein schwar-
zes Menetekel, sondern eine ausschließlich dem Schutz des betroffenen Minderjäh-
rigen verpflichtete Person – davon sollte auch ein skeptischer Jugendlicher überzeugt
werden können.

Ihre

Prof. Dr. Isabell Götz
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